
Vorbericht
zum Haushaltsplan der provinzialverwaltung der Nheinprovinz
für das Rechnungsjahr vom 7. Slpril 1934 bis 3,. März t935

ä. Nutzere Gestaltung des Haushaltsplanes 1934.

Der unter Lerücksichtigung der Bestimmungen des neuen Gemeindefinanzgesetzesvom 15. Dezem¬
ber 1933 aufgestellte vrovinzialhaushaltsplan für 1934 weist in seiner äußeren Gestaltung von den
früheren Haushaltsplänen folgende Abweichungen auf:

1. Die Feststellung des Haushaltsplans erfolgt gemäß § 1 des Gemeindefinanzgesetzesin einer be¬
sonderen Haushaltssatzung, welche enthält:

») die Festsetzung des Haushaltsplans,
b) die Festsetzung der vrooinzialumlagesätze,
c) die Festsetzung des Höchstbetrages der Kassenkredite, die zur Kufrechterhaltung des Vetriebes der

LandeshauptKllsse im Rechnungsjahr in Anspruch genommen werden dürfen,
c!) die Festsetzung des Darlehnsbetrages, der zur Vestreitung von ausgaben des außerordentlichen

Haushaltsplans dienen soll.
2. Es ist gemäß § 28 des Gemeindefinanzgesetzesein besonderer Plan der schulde «Ver¬

waltung des vrovinzialverbandes aufgestellt (vgl. S. 128 bis 133 des Haushaltsplans).
3. 2s ist ein besonderer Haushaltsplan der steuern und Versicherungen auf¬

gestellt (vgl. 5. 134/135 des Haushaltsplans).
4. von der Kufstellung eines Plans der Liegenschaftsuer waltung gemäß § 68 des Ge¬

meindefinanzgesetzes ist deshalb ilbstand genommen worden, weil die vrovinzialanstalten und der mit
ihnen verbundene landwirtschaftliche Vesitz und die anderen vrovinzialeinrichtungen zu den Vermögens¬
gegenständen gehören, die unmittelbar öffentlich-rechtlichenoder gemeinnützigen Zweckendienen, also Ver¬
waltungsvermögen sind. Zum allgemeinen Kapital- und Grundvermögen gehört dieser Vesitz des provinzial-
verbandes also nicht. Nur die Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte aber, die zum allgemei¬
nen Kapital- und Grundvermögen gehören, sind als Liegenschaftsvermögen selbständig zu
verwalten und in dem Plan der Liegenschaftsverwaltung besonders zu veranschlagen. In einen Plan der
Liegenschaftsverwaltung Könnten höchstens aufgenommen werden die vrovinzialgüter Vylerwaro, Lam-
^nersdorf und Desdorf und die vrovinzialheilstätte Fichtenhain einschließlichdes prouinzialgutes Fichten¬
hain, von denen die GebäulichKeiten der Heilstätte als Schulungslager an die 3.A.-vrigade 75 vermietet
und das vrovinzialgut an einen Landwirt verpachtet ist. Das vorgenannte Liegenschaftsvermögenist aber
bereits in Einzelhaushaltsplänen gesondert veranschlagt, sodah eine Zusammenfassung in einem Plan der
Liegenschaftsverwaltung sich im Augenblick erübrigen dürfte, zumal ab 1935 sowieso ein neues haushalts-
planmuster gemäß den bis dahin ergangenen ministeriellen Vestimmungen eingeführt werden wird.

L. Überblick über die Finanzwirtschaft des pro» inzialverb andes im
Rechnungsjahr 1933.

Die Finanzwirtschaft des vrovinzialverbandes im abgelaufenen Rechnungsjahr, über die zunächst
gemäß 8 3, Abs.' 2 des Gemeindefinanzgesetzeszu berichten ist, stand vor folgenden großen Aufgaben:

1. Die erste große Aufgabe war, den Haushaltsplan 1933, der in Einnahme und Ausgabe ausge-
suchen am 30. Iuni 1933 als ausgesprochener Nothaushaltsplan verabschiedetwurde, ohne daß ein Fehl¬
betrag entstand, zur Durchführung zu bringen, heute Kann gesagt werden, daß diese erste Aufgabe erfüllt
worden ist, und daß es gelingen wird, das Rechnungsjahr 1933 ohne Fehlbetrag abzuschließen,wobei aller-
"wgs davon ausgegangen wird, daß die auf das nächste Iahr zu übertragenden Einnahme- und Ausgabe-
leste mit in den Rechnungsabschluß einbezogen werden. Zum ersten Male feit 1928 Konnte dabei festgestellt
werden, daß die Einnahmen des vrovinzialverbandes aus Swatsdotationen und Steuerüberweisungen,
"le bis dahin von Iahr zu Jahr in Katastrophalem Umfange abgesunken waren, wieder eine Stabilität,
l? sogar teilweise eine aufsteigende Tendenz zeigten. Es dürfte interessant sein, sich heute noch einmal
"'e Entwicklung der Einnahmen des provinzialverbandes aus Staatsdotationen und Steuerüberweisungen



in den letzten fünf Iahren vor Augen zu führen. Das diesbezügliche Vild ergibt sich ohne weiteren Kom¬
mentar Klar und deutlich aus der nachstehenden Tabelle:

Einnahmeart Ist 1928 Ist ,929 Ist 1930 Ist 1931 Ist 1932

vaz Ist
1952 be¬
trügt in
V.H. t>«5
Ist !928

Dotation des Staates
Anteil an der Reichs-

einkommensteuer
Anteil an der Neichs-

Körperschaftssteuer
Anteil an der Neichs»

Kraftfahrzeugsteuer
Staatszuschutz zur

Fürsorgeerziehung

14 509 003,88

9 375 887,32

2 164 979,56

18 088 452,79

6 096 538,29

12 942 460,-

8 732 902,19

2 096 203,35

19 075 973,37

5 960 900.33

11 932 943,85

7 775 351,45

1 671 216,49

16 177 834,61

4 882 899,83

7 921 104,-

4 825 656,85

870 602,32

14 070 503,31

4 216 561,44

6 139 646,35

2 908 338,95

301 783,94

12 674 991,62

3 119 389,84

42,327°

31,02°/°

13,94°/°

70,0?°/°

51,17°/°

Diese Entwicklung ist, wie gesagt, im Rechnungsjahre 1933 nicht nur zum stillstand gekommen, son¬
dern der Umschwung zum Vesseren ist bereits deutlich festzustellen. Im Augenblick, wo dieser Vorbericht
geschrieben wird (Ende März 1934), liegen die abschließenden Zahlen für das Rechnungsjahr 1933 noch
nicht vor. Vis zum 15. März 1934 erreichen aber bereits die Überweisungen aus Reichseinkommensteuer
und Dotationen zusammen den Voranschlag. Der Etatansatz der Körperschaftssteuer, die allerdings im
Prooinzialhaushaltsplan Keine entscheidendeRolle spielt, hat bis zu dem genannten Stichtag bereits mehr
als das 2'/-fllche des Etlltanslltzes erreicht. (Etatansatz 290 000 H^, aufkommen bis 15. März 1934
743 658 HH.) Die Kraftfahrzeugsteuer war veranschlagt worden mit II 960 000 H^ und hat bis zum
15. März 1934 bereits erbracht 14 639 000 ^/5. Vei der Kraftfahrzeugsteuer hängt dies allerdings damit
zusammen, dich bis zum 1. VKtober 1933 die Möglichkeit der Ablösung der Kraftfahrzeugsteuer für Per¬
sonenkraftwagen gegeben war. Das diesjährige MehraufKommen auf Grund dieser Ablösung ist nach
Anweisung des Generalinspektors für das deutsche Straßenwesen im Nahmen des Arbeitsbeschaffungspro-
zgramms restlos überplanmäßig zur Verwendung vorgesehen, sodatz dadurch der haushaltsabschluß
nicht verbessert wird.

2. Die zweite große Aufgabe, vor der die provinzialverwaltung stand, war die Vereinigung der auch
im Rechnungsjahre 1933 zunächst noch weiter stark ansteigenden Rückstände der Stadt- und Landkreise
an Vrovinzialumlage und Wegekosten. Diese Rückstände hatten am 31. Dezember 1933 die erschreckende
Höhe von 19 973 848 HH erreicht. Eine Kurzfristige Abdeckung dieser hohen Rückstände war den mei¬
sten Stadt- und Landkreisen für absehbare Zeit unmöglich. Es blieb Kein anderer weg, als den Stadt- und
Landkreisen ein großzügiges Konsolidierungsangebot zu unterbreiten, welches aber seitens des vrovinzial-
verbandes nur dann gemacht werden Konnte, wenn es ihm gelang, mit seinen Gläubigern zu einer
längerfristigen Abdeckung seiner Verpflichtungen diesen Gläubigern gegenüber zu gelangen. Das Ender¬
gebnis langwieriger Verhandlungen war das Konsolidierungsangebot, welches zu Veginn des Iahres 1934
den Stadt- und Landkreisen vom provinzialverband unterbreitet werden Konnte. Dieses Konsolidierungs-
angebot, das inzwischen von der Mehrzahl der Kreise angenommen worden ist, sieht vor, daß von den
Gesamtrückständen per 31. Dezember 1933 in Höhe von 19 973 848 H^ii ein Vetrag von 9 908 000
HK vorläufig nur mit 4 o/n verzinst und ab 1. Oktober 1936 mit 3 o/o zuzüglich ersparter Zinsen getilgt
wird. Es sind also den 3tadt- und Landkreisen für diesen Vetrag die günstigen Vedingungen der Um-
schuldungsgesetzgebung eingeräumt worden, obwohl die Stadt- und Landkreise mit den Rückständen an
prouinzialsteuern und Pflegekosten nicht in die Umschuldung zu gehen berechtigt sind. Lei einem vetrage
von 4 239 000 .N^ wurde den 5tadt- und Landkreisen eine Abdeckung in 24 Monatsraten und bei einem
vetrage von 4 599 000 H^i! eine Abdeckung in 12 Monatsraten im Rahmen des Konsolidierungs¬
angebotes zugestanden. Der dann noch verbleibende Restbetrag der Rückstände per 31. Dezember 1933
von I 227 484 H^ ließ sich im Verrechnungswege bereinigen bzw. Kam wegen Geringfügigkeit der Ein¬
zelbeträge für eine Konsolidierung nicht in Frage. Der provinzialverband erklärte sich ferner, um den
Gesundungsprozeß bei den Stadt- und Landkreisen beschleunigen zu helfen, nicht nur mit einer AbdeK-
Kung der langfristig Konsolidierten veträge in Umschuldungsbriefen zu pari bereit, sondern erklärte sich
auch damit einverstanden, daß wenigstens für einen begrenzten Zeitraum auch die 12 und 24 Monatsraten
in Umschuldungsbriefen zum Nennwert beglichen werden. Den wünschen der Stadt- und Landkreise fol¬
gend setzte der provinzialverband endlich noch die Verzugszinsen für die Zeit seit der VanKenKrise auf
den einheitlichen Satz von nur 5«/° bei vrovinzialumlage und Pflegekosten fest.

Schließlich hat sich der provinzialverband noch bereit erklärt, in Abdeckung auf die in 12 Monats-
aten abzuzahlenden Ruckstände auch noch die Anteile der Kreise und Gemeinden an der Rheinischen

Heimstätte G. m b h. (früher Rheinische Wohnungsfürsorge-Gesellschaft) zu pari in Zahlung zu nehmen.
Dieses Angebot ist fast von allen Stadt- und Landkreisen zwischenzeitlichangenommen worden und wird
eme verrechnungsmogkchkeit m hohe von rd. 500 000 H.ii bringen



Mit den vorstehend umrissenen Konsolidierungangeboten ist der provinzialverband seinerseits an die
Grenze des für ihn Tragbaren gegangen. Es mutz erwartet werden, daß die 3tadt- und Landkreise ihren
Zahlungsverpflichtungen aus den Konsolidierungsaktionen nunmehr aber auch pünktlich entsprechen.

3. Die dritte große Aufgabe für den Provinzialverband auf finanziellem Gebiete im verflossenen
Rechnungsjahre war die Konsolidierung seiner eigenen schwebenden schuld. Nach der VanKenKrise im
Iuli 1931 hatte der provinzialverband eine unkonsolidierte, d. h. überfällige bzw. bis Tnde des Rech¬
nungsjahres 1933 fällig werdende schuld von 36 Millionen MU. Vis zur Umschuldungsgesetzgebungwar
es ihm bereits gelungen, davon aus eigener Kraft einen Vetrag von 21,68 Millionen HU abzudecken bzw.
umzuschulden. weitere Konsolidierungsverhandlungen schwebten, als das Umschuldungsgesetz in Kraft
trat, das nunmehr dem provinzialverband ermöglichte, unter Zurückstellung ungünstigerer Konsolidierungs¬
möglichkeiten mit dem Restbeträge von 14,32 Millionen HU in die Umschuldung zu gehen. Daß der
provinzialverband seinen Veitritt zum Umschuldungsverband beschloß,war wesentlich mitbedingt durch die
weitere große Aufgabe, nämlich

4. durch die aktive Mitwirkung der Provinz bei der Vereinigung der Verhältnisse bei der Landes-
bank. VeKanntlich hat der provinzialverband im Rahmen des sanierungsplans für die Landes-
bank es übernommen, Reich und 5taat in l)öhe der von diesen im Vetrage von 50 Millionen HU zu
Gunsten der LandesbanK eingelösten schatzanweisungen schadlos zu halten. Mit diesem Vetrag von
50 Millionen .A>U und mit den seit der Cinlösung der Zchatzanweisungen im Oktober 1932 aufgelaufenen
Zinsen ist der provinzialverband gemäß den mit Reich und staat geführten Verhandlungen in die Um¬
schuldung gegangen. Im Verhältnis zwischen Provinz und Landesbank gilt dieser Vetrag von 50 Milli¬
onen als ein von der Provinz der Landesbank gewährtes Darlehen. Dadurch daß der provinzialverband
Reich und 5taat gegenüber mit dieser für die Landesbank übernommenen schuld in die Umschuldung
gegangen ist, ist auch bezüglich dieser schuld eine Konsolidierung erreicht. Abgesehen davon, daß der pro¬
vinzialverband für die Landesbank auf diese weise nach außen hin eingetreten ist, hat er in enger
Zusammenarbeit mit dem staatskommissar der LandesbanK an der fortschreitenden Vereinigung der Ver¬
hältnisse bei der Landesbank mitgearbeitet. Als besonders bemerkenswert sei hier auch auf die vom
provinzialverband mit geförderte Einigung der LandesbanK mit den rheinischen sparkassen und der
Landesversicherungsanstalt verwiesen.

5. Cine finanziell sehr weittragende Aufgabe erwuchs dem provinzialverband auch im abgelaufenen
Rechnungsjahre auf dem Gebiete der Arbeitsbeschaffung. Der provinzialverband Konnte und wollte sich
trotz seiner finanziellen Anspannung einer tatkräftigen Mithilfe bei der Überwindung der Arbeitslosig-

/keit durch öffentliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nicht entziehen. Gerade auf den von ihm betreuten
/ Arbeitsgebieten istraßenbau, Landeskultur, Anstnltswesen, Denkmalpflege) waren im Rahmen der Ar¬

beitsbeschaffung große Aufgaben zu erfüllen.
In das Rechnungsjahr 1933 fällt zunächst auf dem 3 t r a ß e n g e b ie te die Abwicklung der

Arbeitsbeschaffungsprogramme 1932 (papen-vrogramm) und des sofortprogramms vom Frühjahr 1933.
Im Rahmen der vorgenannten Arbeitsbeschaffungsprogramme übernahm der provinzialverband Darlehen
der Deutschen Gesellschaft für öffentliche Arbeiten im Vetrage von rd. 6,5 ^ 7 3,9 Millionen H^i
-^ 17,4 Millionen HU. 6U den im Darlehnswege beschafften Mitteln traten noch hinzu die aus eigenen
Mitteln bzw. aus Zuschüssen der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung flüssig
gemachten summen.

während die beiden ersten Darlehen mit Ausnahme eines zur Weiterleitung an den Ruhrsiedlungs-
verband bestimmten Darlehnsbetrages von 683 300 HU übernommen waren für den Ausbau der provin-
zialstraßen, war das Darlehen von 3,9 Millionen H^ übernommen worden zum Ausbau von Kreis- und
Gemeindcwegen und von Ubernahmestraßen. Die Verzinsung und Tilgung dieses letzteren Darlehns wird
nur zu V, von dem Provinzialverbande und zu "/, von den beteiligten Landkreisen getragen.

Neben der Abwicklung dieser umfangreichen Arbeitsbeschaffungsprogramme beteiligte sich der pro¬
vinzialverband am dritten Arbeitsbeschaffungsprogramm (Reinhardt-Programm), und zwar nahm er dazu
Darlehnsbeträge in der Gesamthöhe von 4,2 Millionen HU auf, darunter 1,47 Millionen .HU zur
Weiterleitung an den Ruhrsiedlungsverband zum Zwecke des verbandsstraßenausbaues im rheinischen
Teil des siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk. Außerdem wurde das Mehraufkommen an Kraftfahr-
zeugsteuer infolge der Ablösungsmöglichkeit der steuer für Personenkraftwagen, wie bereits erwähnt, im
Vetrage von rund 3 Millionen HU überplanmäßig für Arbeitsbeschaffung auf dem straßenbaugebieto
verwendet.

Die Arbeitsbeschaffung auf dem Gebiete der Landeskultur wurde teils aus laufenden
Haushaltsmitteln, teils durch Gewährung von längerfristigen Zinszuschüssen zu Landeskulturdarlehen
finanziert.

Für Instandsetzungs- und Crgänzungsarbeiten in provinzialan st alten nahm der provin¬
zialverband ein in fünf Iahren zurückzuzahlendes Gffadarlehen von 1 658 600 HU auf.

Eine bedeutsame Aufgabe war es auch, die wertvollen Kunstdenkmäler, die in der ver¬
gangenen schwerenZeit in ständig zunehmendem Maße verfielen, durch Einsetzung von Mitteln der Arbeits¬
beschaffung zu erhalten. Der provinzialverband vermittelte einmal Darlehen der Deutschen Gesellschaft



für öffentliche arbeiten an die Eigentümer der VaudenKmäler, indem er diesen gegenüber einen Teil der
Tilgung übernahm, und dann nahm er auch selbst ein Darlehen in Höhe von 178 000 .N^i auf, um auch
Kleinere Instandsetzungsarbeiten mit in die NKtion einzubeziehen. Hier werden die Eigentümer dem vro»
vinzialverband einen Teil der Tilgungsraten erstatten.

Kus dem Gesagten dürfte ersichtlich sein, daß der vrovinzialverband seine Mithilfe bei der 5Ir«
beitsschlacht der Ueichsregierung soweit irgend für ihn tragbar gewährt hat. Daß er nicht weiter gehen
Konnte, als er gegangen ist, zeigt die Tabelle auf Leite 50 des Vorberichts, welche u. a. die laufenden
Velastungen aus den Krbeitsbeschaffungsdarlehen enthalt, welche dem vrovinzialverbande in den näch¬
sten Iahren bis zum Iahre 1940 gegenüber dem Haushaltsplan 1934 zusätzlich erwachsen. Zur Zeit
der Kufstellung dieses Vorberichts ist die Durchführung dieser umfangreichen ssrbeitsbeschaffungsmaßnah-
men noch Keineswegs abgeschlossen. In den außerordentlichen Haushaltsplan 1934 sind gemqß den W 2
und 3 der Ersten Verordnung zur Durchführung des Gemeindefinanzgesetzes alle diese Darlehen mit den¬
jenigen Veträgen wieder aufgenommen worden, die am 1. Februar 1934 noch nicht abgehoben wor¬
den waren.

<ü. Der ordentliche Haushaltsplan für 1934.

Für das Rechnungsjahr 1934 Kann wiederum ein ausgeglichener Haushaltsplan vorgelegt werden,
allerdings nur unter der Voraussetzung, daß es bei dem vorjährigen 5lnsatz von 11,96 Millionen .N/i
bei der Kraftfahrzeugsteucr verbleiben Kann. Es Kann aber wohl mit Zicherheit angenommen werden, daß
es den Vemühungen des GeneralinspeKtors für das deutsche straßenwesen gelingen wird, Ueichsmittel in
Höhe mindestens des vorjährigen Etatsansatzes flüssig zu machen.

Ein vergleich des ordentlichen Haushalts 1934 mit den Haushaltsplänen der vier Vorjahre im
Zoll und Ist nach bereinigten Vruttozahlen, d. h. unter weglassung der nur durchlaufenden Posten und der
Verrechnungen innerhalb des Haushaltsplans ergibt folgendes Vild:

Nach dem Zoll
gleichmäßigin Einnahme

und tluggabe

Nach dem Ist
Jahr Einnahme Nuzgllbe

HF

1930
1931
1932
1933
1934

94 407 901.-
95 094 394, -
69 755 596,-
58 223 183,-
59 517 790.-

88 565 425.61
78 812 498,09
64 393 252,77

91 231 211,61
84 014 034,15
64 349 756,45

Die vorstehende Zusammenstellung zeigt gegenüber dem vorjährigen ausgesprochenen Nothaushalts-
plan wieder eine gewisse Auflockerung, welche durch die zu erwartenden Mehreinnahmen aus Dota¬
tionen und Zteuerüberweisungen, die sich auch auf den Ertrag der vrooinzialumlage auswirken, möglich
wurde. Hierdurch und durch weitere Drosselungen auf Gebieten, die nach nationalsozialistischer Auffassung
hinter der wiederaufbauarbeit für Volk und Wirtschaft zurücktreten müssen, war so die Möglichkeit gegeben,
auf vordringlichen Arbeitsgebieten — es seien besonders der Ztraßenbau, die Landeskultur, die Iugend-
pflege und die tlulturpflege genannt — wieder erhöhte Kusgabemittel bereitzustellen, außerdem auch für
die Tilgung der Anleihen wieder in dem erforderlichen Umfang 3orge zu tragen.

bezüglich des Ltraßenbaues war im letztjährigen Vorbericht zum Haushaltsplan ausgeführt worden,
daß die geringen Mittel — im letzten Iahre nur 1,5 Millionen H^ —, welche aus dem ordentlichen Haus¬
haltsplan Kapitel 20 Titel 21 für laufende Unterhaltungskosten bereitgestellt weiden Konnten, unbedingt
wieder zu erhöhen seien. Es sei in Zeiten angespanntester Finanzlage vorübergehend unvermeidbar, Mittel
für die Unterhaltung und die Fahrbahnerneuerung der Ltraßen im Ureditwege zu beschaffen. Eine
geordnete Finanzwirtschaft verlange aber an sich, daß laufend notwendige Mittel nur aus dem ordent¬
lichen Etat ihre Deckung fänden. In diesem Iahre ist es möglich gewesen, die Position für laufende
Unterhaltung von 1,5 Millionen H^l auf 2 145 500 K^i zu erhöhen. Dies« Erhöhung genügt ^ das
muh Klar herausgestellt werden — noch in Keiner weise, um eine ordnungsgemäße Unterhaltung der
provlNMlstrllßen für die Dauer sicherzustellen. Für das Rechnungsjahr 1934 ist aber die Vereitstellung
höherer Mittel noch nicht möglich.

Kuf dem Gebiete der candeskultur wurde einmal eine Erhöhung der Mittel des Westfonds und des
Flußregulierungsfonds ermöglicht, ferner zur Förderung von größeren candeskulturprojekten wieder erst-
mallg em Vetrag von 100 000 H^ vorgesehen, lluch Konnte der in den letzten Iahren infolge der Finanz-
Krise gestricheneFonds zur Förderung von Hochwasserschutzmaßnahmenmit einem Vetrage von ,00 000 HLwieder eingesetzt werden. ,, , , .> u , »

x x "Ä/em ^tmte der Iugendpflege und Iugendfürsorge sind durch den Einbau der Hitlerjugend
und der N5.°volKswohlfllhrt mit ihrer neuen Auffassung von „Iugendführung" und „Iugendhilfe" die



iwfgaben so gesteigert, daß sich die provinzialverwaltung auch hier zu einer erheblichen Verstärkung des
bisherigen Umfangs ihrer finanziellen Hilfe entschlossenhat.

Vesonders erfreulich ist es, daß auch auf dem Gebiete der llulturpflege, insbesondere,der Denk¬
malpflege im Rechnungsjahre 1934 wieder eine stärkere Förderungstätigkeit entfaltet werden Kann.

Der Personalbestand der provinzialverwaltung hat sich nur um ein geringes von 4 258 auf 4 284
erhöht, An stelle von 457 ausgeschiedenen Leamten, Angestellten, Lohnempfängern usw. wurden bevor¬
zugt alte Kämpfer eingestellt. Ebenso wie bei der Provinzialverwaltung im engeren Zinne, sind auch bei
den selbständigen Instituten erhebliche Neueinstellungen erfolgt, die sich beispielsweise bei der pro-
vinzilll-Feuerversicherungsanstalt auf über 100 Neucinstellungen beziffern. Die Personalaufwendungen
sind dabei — ohne die selbständigen Institute (LandesbcmK,Provinzial-Feucroersicherungsanstalt, provin-
zilll-Lebensoersicherungsanstalt, Landesversicherungsanstalt und LandwirtschaftlicheVerufsgenossenschaft)—
nicht unerheblich abgesunken. Der vesoldungsaufwand betrug nach dem Ist 1932 I I 178 448 HF, nach
dem soll 1933 11 168133 HF und nach dem 5oll 1934 II 104250 H^.

Cin vergleich zwischendem Zoll 1934 und dem Zoll 1933 — beides in bereinigten Vruttozahlen
— ergibt für die großen Aufgabengebiete der Provinz folgendes vild:

Zoll 1933 Zoll 1934

Verkehrswesen ................ 12 873900 HF 14 223 900 .NF
Wirtschaftspflege ............... 2 707 900 „ 3 063 700 „
Volksfürsorge (hier handelt es sich vor allem um die Fürsorge

für geistig Minderwertige)........... 35 255 600 „ 35297071 „
liulturpflege.................. 514 890 „ 642 350 „

Im einzelnen sei auf die nachfolgenden Einzelausführungen zu den Abschnittendes Haushaltsplans
verwiesen.

Im Gesamtergebnis schließt der Ordentliche Haushaltsplan der provinzialverwaltung für das Rech¬
nungsjahr 1934 in Einnahme und Ausgabe (Vruttozahlen) ausgeglichen mit 106 654 900 HF ab. In
bereinigten Vruttozahlen mit 59 517 790 HF. Der durch provinzialumlage zu deckende Zuschußbedarf
des provinzialhaushaltsplanes beträgt 14 490 000 .AF. Das bedeutet die Erhebung der gleichen Um-
lageprozente wie im Vorjahre (11,97«/« nach dem Matzstab der Neichssteuerüberweisungenund der vür-
gersteuer, 16,51 o/a nach dem Maßstab der Nealsteuern). Der Außerordentliche Haushaltsplan schließt in
Einnahme und Ausgabe mit 10 234 346 <AF ausgeglichen ab. Davon entfällt ein Vetrag von 9 201 346
HF auf noch in Abwicklung befindliche bereits genehmigte Arbeitsbeschaffungsmatznahmen aus dem Rech¬
nungsjahre 1933, so daß die im Anleihewege zu finanzierende Neubeanspruchung des provinzialverban-
des nur I 033 000 H^i beträgt.

Düsseldorf, den 27. März 1934.

Der Vberpräsident der Nheinprovinz Der Landeshauptmann der Nheinvrovinz.
(Verwaltung des provinzialverbandes). KaaKe

Freiherr von Lüninck.
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